
die Bed�rfnisse des Betreuers zuge-
schnitten sein.

Verf�ge ich �ber ausreichende Kenntnis
des çrtlichen sozialen Netzwerkes?

Neben den theoretischen Kenntnissen ist
das Wissen um die Wege, Mçglichkeiten
des çrtlichen sozialen Netzwerkes ent-
scheidend. Genaue Kenntnisse des çrtli-
chen sozialen Netzwerkes helfen dabei
dem betreuten Menschen die geeignete
Hilfe zug�nglich zu machen. Zudem
werden Ressourcen erschlossen, die die
Unabh�ngigkeit des betreuten Menschen
fçrdern und das Handeln des Betreuers
und damit dessen Arbeitsbelastung re-
duzieren. Ein großer Teil der T�tigkeiten
eines gesetzlichen Betreuers er�brigen
sich, wenn die Mçglichkeiten des vor-
handenen sozialen Netzwerkes aus-
genutzt werden. Die entsprechende Fort-
bildung findet sich vorzugsweise in den
entsprechenden çrtlichen Arbeitskrei-
sen wie sie zum Beispiel im Rahmen
von sozialpsychiatrischen Zentren ange-
boten werden.

Verf�ge ich �ber die F�higkeit unstruk-
turierte Situationen zu ordnen und den
weiteren Verlauf zu planen?

Die Fortbildung dieser F�higkeit bringt
zum einen dem betreuten Menschen
erkennbaren Nutzen, hilft aber auch
dem Betreuer die eigene Arbeit wirt-
schaftlich zu gestalten. Zeitmanagement
hat seine Grundlage in vorausschauen-
dem, strukturiertem und planvollem
Handeln. Dies bezieht sich sowohl auf
die Betreuungsplanung im Einzelfall als
auch auf das Zusammenf�hren der
einzelnen Aktivit�ten in einer Tages-,
Wochen- und Jahresplanung. F�r B�ros
mit mehreren Teilhabern und/oder
Angestellten erhçht sich dieser Auf-
wand um die Abstimmung der Zeiten
und hinsichtlich der Arbeitsverteilung.
Nicht alle Dinge lassen sich planen.
Unvorhergesehene Ereignisse treten in
den Vordergrund und m�ssen erledigt
werden. Hier den �berblick zu behal-
ten, Synergieeffekte zu sehen und aus-
zunutzen, vermeidet Fehler und spart
Zeit. F�r den Betreuer ist es wichtig
nicht nur auf Ereignisse reagieren zu
kçnnen, sondern gleichermaßen aktiv
zu sein, um erkannte Ziele zu erreichen.
In diesem Bereich hat Fortbildung
neben der Wissensvermittlung immer
den Sinn aus der „Betriebsblindheit“
auszubrechen und neue Wege zu er-
kennen.

Bin ich in eigenem Namen gewerblich
t�tig und verf�ge ich �ber Grundkennt-
nisse des betrieblichen Managements?

Soweit der Betreuer in eigenem Namen
gewerblich t�tig ist, also nicht als
Angestellter seine Arbeit verrichtet, trifft
ihn die Verantwortung f�r ein kleineres
bis mittleres Unternehmen. Steuern,
Firmenbuchhaltung, Liquidit�t, Kosten-

kontrolle, Personalplanung oder Ver-
sicherung sind Themen, die von Zeit zu
Zeit einer Aktualisierung bed�rfen, um
das Unternehmen sicher f�hren zu
kçnnen. Entsprechende Angebote finden
sich bei Berufsverb�nden, Kammern
oder anderen Instituten.

Verf�ge ich �ber ausreichende Mçglich-
keiten die Praxis zu reflektieren?

Die Praxisbegleitung zeigt Wege auf, die
Theorie in der Praxis anzuwenden. Sie
soll die Spanne zwischen Gesetzestext
und der Wirklichkeit reflektieren und
dazu beitragen, konstruktive Lçsungen
gem�ß dem Willen und dem Wohl der

betreuten Menschen zu finden. Regel-
m�ßig ist es notwendig die eigene
Legitimation, die Erforderlichkeit des
Handelns, das Selbstbestimmungsrecht
des betreuten Menschen, die Abgren-
zung gesetzlicher Betreuung zur prakti-
schen Hilfe, die absolute Nachrangigkeit
gesetzlicher Betreuung gegen�ber ande-
ren Hilfen oder die F�higkeit zur Selbst-
hilfe zu reflektieren und die eigene
Praxis zu �berpr�fen. In diesem Bereich
bietet es sich an, im Wege der Selbst-
organisation mit andern Kollegen Super-
vision oder kollegiale Beratung durch-
zuf�hren. F

Prof. Dr. Volker Lipp, Universit�t Gçttingen

Unterbringung und
Zwangsbehandlung
Zum Vorlagebeschluss des OLG Celle1

Das OLG Celle h�lt sowohl die station�re Zwangsbehandlung des Betreuten
als auch seine Unterbringung zu diesem Zweck f�r unzul�ssig und hat den
Fall dem BGH vorgelegt. Der BGH wird sich nicht nur mit der umstrittenen
Frage der station�ren Zwangsbehandlung auseinander zu setzen haben,
sondern dar�ber hinaus die verfassungsrechtliche Stellung der Betreuung
als privatrechtlich organisierter Rechtsf�rsorge bestimmen m�ssen.

Die Entscheidung des OLG Celle

Der Betroffene leidet an einer paranoi-
den Schizophrenie. Nachdem er gegen-
�ber seinem 15-j�hrigen Sohn gewalt-
t�tig geworden war, wurde er in die
station�re Psychiatrie aufgenommen.
Das Vormundschaftsgericht (VormG) be-
stellte f�r ihn einen Betreuer u. a. f�r die
Aufgabenkreise Gesundheitssorge und
Unterbringung. Auf dessen Antrag hin
genehmigte es die Unterbringung und
die zwangsweise Behandlung.

Das OLG Celle h�lt den Betroffenen zwar
f�r einwilligungsunf�hig und behand-
lungsbed�rftig. Die beantragten Geneh-
migungen seien aber rechtlich aus-
geschlossen. F�r die Zwangsbehandlung
fehle es an einer gesetzlichen Erm�chti-
gungsgrundlage. Die Unterbringung sei
ohne die Behandlung sinnlos und kçnne
deshalb nicht genehmigt werden. Weil es
damit von der Rechtsauffassung anderer
OLGs2 abweicht, hat das OLG Celle die
Sache nach § 28 Abs. 2 FGG dem BGH zur
Entscheidung vorgelegt.

Die Zul�ssigkeit der Vorlage an
den BGH

Die Zust�ndigkeit des BGH setzt voraus,
dass die Vorlage zul�ssig ist. Dazu gehçrt
insbesondere die Entscheidungserheb-

lichkeit der umstrittenen Rechtsfrage.3

Das vorlegende Gericht hat deshalb im
Vorlagebeschluss den Sachverhalt dar-
zulegen und zu zeigen, dass es zu einer
anderen Entscheidung k�me, wenn es
der Gegenauffassung folgte.4

Der Vorlagebeschluss enth�lt hierzu
zun�chst den Hinweis, dass andere
OLGs die Unterbringung eines einwil-
ligungsunf�higen psychisch kranken Be-
treuten und seine Zwangsbehandlung
grunds�tzlich f�r zul�ssig und nach
§ 1906 BGB f�r genehmigungsf�hig
halten.5 Er legt jedoch nicht dar, ob im
konkreten Fall die weiteren Vorausset-
zungen erf�llt sind, die die Gegenauf-
fassung hierf�r aufstellt, wie z. B. die
Verh�ltnism�ßigkeit der w�hrend der
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1 Beschluss vom 21.12.2005 – 17 W 132/05,
abgedruckt unter Nr. 4 (in diesem Heft).

2 OLG M�nchen FGPrax 2005, 395 = FamRZ
2005, 1196; OLG Schleswig FamRZ 2002,
984; OLG D�sseldorf v. 24.7.2003 (I-25 Wx
73/03 [Juris]); ebenso OLG Schleswig FGPrax
2005, 136; KG KGR Berlin 2005, 621; OLG
Jena FGPrax 2006, 43 (anders noch OLG
Jena R&P 2003, 29).

3 BGHZ 82, 34 (36, 37); BGH FamRZ 1990, 871
(871); Meyer-Holz, in: Keidel/Kuntze/Wink-
ler, Freiwillige Gerichtsbarkeit, 15. Aufl.
2003, § 28 FGG Rn. 28.

4 Keidel/Meyer-Holz (Fn. 3), § 28 FGG Rn. 26.

5 OLG Celle (Fn. 1), unter II.3. der Gr�nde.



Unterbringung vorgesehenen Zwangs-
behandlung.6 Eine derartige Beurtei-
lung des Falles auf Grundlage der
Gegenauffassung hatte das OLG Celle
in einem fr�heren Verfahren vorgenom-
men und daraufhin von einer Vorlage an
den BGH abgesehen, weil die Frage
damals nicht entscheidungserheblich
war.7 Im hier besprochenen Beschluss
ist sie jedoch unterblieben. Das d�rfte
den Anforderungen an einen Vor-
lagebeschluss nicht gen�gen.

Auf die Streitfrage k�me es ebenfalls nicht
an, falls eine Zwangsbehandlung auf
anderer Grundlage mçglich ist, etwa
nach § 21 Abs. 3 Nds. PsychKG.8 Der
Vorlagebeschluss verneint dies.9 Ange-
sichts der Einwilligungsunf�higkeit und
Behandlungsbed�rftigkeit des Betroffe-
nen und seiner Gewaltt�tigkeit gegen�ber
seinem Sohn h�tte dies jedoch ebenfalls
n�her dargelegt werden m�ssen.

Legt man den verçffentlichen Beschluss
zu Grunde, ist die Vorlage demnach
unzul�ssig und der BGH unzust�ndig.
Damit bliebe freilich die Zul�ssigkeit
einer station�ren Zwangsbehandlung
vorerst hçchstrichterlich ungekl�rt.

Die Diskussion um die station�re
Zwangsbehandlung

Der Gesetzgeber hielt eine Zwangs-
behandlung f�r zul�ssig, wenn der
Betreute einwilligungsunf�hig und die
Zwangsbehandlung verh�ltnism�ßig
ist.10 Nach In-Kraft-Treten des Betreu-
ungsrechts wurden die Zwangsbefug-
nisse des Betreuers jedoch zunehmend
in Frage gestellt. Außer Zweifel stand
jedoch, dass ein nach § 1906 Abs. 1 BGB
untergebrachter Betreuter ggf. zwangs-
weise behandelt werden konnte.11

Der Beschluss des BGH
v. 11.10.2000 zur ambulanten
Zwangsbehandlung und seine
Folgen

Dies �nderte sich nach dem Beschluss
des BGH vom 11.10.2000.12 Darin ent-
schied der BGH, dass die zwangsweise
Zuf�hrung zu einer ambulanten Be-
handlung nicht nach § 1906 BGB
genehmigt werden kçnne, weil damit
zwar eine Freiheitsbeschr�nkung, aber
keine von § 1906 Abs. 1 oder 4 BGB
vorausgesetzte Freiheitsentziehung ver-
bunden sei. Bei dieser Gelegenheit
�ußerte er in einem obiter dictum,13

dass es f�r derartige Zwangsmaßnah-
men des Betreuers an einer gesetzlichen
Erm�chtigung fehle. Zur Zul�ssigkeit der
Zwangsbehandlung selbst enthielt sich
der BGH ausdr�cklich einer Stellung-
nahme. Allerdings ging er offensichtlich
davon aus, dass ein Betreuter jedenfalls
dann zwangsweise behandelt werden
kann, wenn er untergebracht ist.14

In der Folgezeit kreiste die Diskussion
vor allem um die ambulante Zwangs-
behandlung15 und um die Zwangsbefug-
nisse des Betreuers.16 Vereinzelt wurde
jedoch auch die Zul�ssigkeit einer
Zwangsbehandlung des untergebrach-
ten Betreuten in Frage gestellt, weil es
hierf�r keine gesetzliche Erm�chtigung
des Betreuers gebe.17

Die Entwicklung der Rechtspre-
chung zur station�ren Zwangs-
behandlung

Im Jahre 2002 schloss sich mit dem OLG
Jena18 erstmals ein Obergericht dieser
Auffassung an. In der knapp begr�nde-
ten Entscheidung lehnte es die bean-
tragte „Genehmigung zum Einsatz von
Zwang zur Behandlung“ des unterge-
brachten Betreuten19 mit einer Begr�n-
dung ab, die weitgehend dem Beschluss
des BGH entstammt.

Demgegen�ber halten die Mehrzahl der
OLGs20 eine Zwangsbehandlung in der
Unterbringung f�r zul�ssig. Sie befinden
sich dabei im Einklang mit dem Gesetz-
geber,21 der �berwiegenden Literatur22

und dem BVerfG.23 Voraussetzung sei,
dass der Betreute einwilligungsunf�hig
und die Zwangsbehandlung verh�ltnis-
m�ßig sei und insbesondere dazu diene,
einen schweren gesundheitlichen Schaden
abzuwenden. Dementsprechend seien so-
wohl die Unterbringung nach § 1906
Abs. 1 Nr. 2 BGB zum Zweck der Zwangs-
behandlung24 als auch die Bestellung eines
Betreuers mit diesem Ziel25 zul�ssig. Dieser
Auffassung hat sich j�ngst auch das OLG
Jena angeschlossen und seine fr�here
Ansicht ausdr�cklich aufgegeben.26

Allerdings hat sich mittlerweile das OLG
Celle27 gegen diese vorherrschende Auf-
fassung ausgesprochen. Es fehle an einer
gesetzlichen Erm�chtigungsgrundlage
f�r die station�re Zwangsbehandlung.28

Deshalb sei auch die Unterbringung
unzul�ssig, wenn eine Behandlung des
untergebrachten Betreuten nur zwangs-
weise erfolgen kçnne.29

Die station�re Zwangsbehandlung
und ihre rechtliche Grundlagen

Die Diskussion um die station�re
Zwangsbehandlung betrifft damit nicht
nur die praktisch wichtige und f�r die
Betroffenen einschneidende Problematik
des Behandlungszwangs, sondern be-
r�hrt dar�ber hinaus die Grundkon-
zeption der rechtlichen Betreuung.30

Die Funktion des § 1906 BGB

Die Frage nach einer Erm�chtigungs-
grundlage f�r die station�re Zwangs-
behandlung scheint schnell beantwortet:
Die Unterbringung nach § 1906 Abs. 1
Nr. 2 BGB erfolgt zum Zweck einer
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6 Vgl. dazu die in Fn. 2 genannten Entschei-
dungen.

7 OLG Celle BtPrax 2005, 235.

8 �ber die zur Durchf�hrung erforderlichen
zus�tzlichen freiheitsentziehenden Maßnah-
men hat nach § 17 Abs. 3 Nds. PsychKG das
VormG zu entscheiden.

9 OLG Celle (Fn. 1), unter II.2. der Gr�nde.

10 BT-Drucks. 11/4528, S. 72, 140 f.

11 Schwab, in: M�nchener Kommentar zum
BGB, 4. Aufl. 2002, § 1906 BGB Rn. 20 ff.;
Knittel BetreuungsG, Stand 10/2005, § 1906
BGB Rn. 20 ff.

12 BGHZ 145, 297 = BtPrax 2001, 32 = JZ 2001,
821 m. Anm. Lipp.

13 Gegenstand der Entscheidung war die be-
antragte Genehmigung f�r die Zuf�hrung zur
ambulanten Behandlung. Da eine Genehmi-
gung aus Rechtsgr�nden ausschied, sind die
weiteren Ausf�hrungen �ber die Befugnisse
des Betreuers nicht entscheidungserheblich.

14 BGH BtPrax 2001, 32 (35) unter III.2.b. a. E.
Darauf weist zu Recht das OLG Schleswig hin
(FamRZ 2002, 984 [985]).

15 Dazu z. B. Tietze, Ambulante Zwangs-
behandlungen im Betreuungsrecht, 2005,
m.w.N.

16 Vgl. nur M�nchKomm/Schwab (Fn. 11),
§ 1896 BGB Rn. 65; Abram BtPrax 2003,
243 ff.

17 Marschner R&P 2001, 132 (134) und jetzt
R&P 2005, 47 (48, 50 f.); anders jedoch ders.,
in: J�rgens, Betreuungsrecht, 3. Aufl. 2005,
§ 1906 BGB Rn. 19.

18 OLG Jena R&P 2003, 29 mit zustimmender
Anmerkung von Marschner.

19 Nicht klar wird aus dem Entscheidungs-
abdruck, wof�r der Betreuer die Genehmi-
gung begehrte: f�r die Unterbringung, f�r die
Zwangsbehandlung oder f�r beides.

20 Vgl. die Nachweise in Fn. 2 sowie OLG
Schleswig FamRZ 2002, 984; OLG D�ssel-
dorf FamRZ 1995, 118; BayObLG FamRZ
1993, 203.

21 BT-Drucks. 11/4528, S. 72, 140 f.

22 Diederichsen, in: Palandt, BGB, 65. Aufl.
2006, § 1906 BGB Rn. 10; Hoffmann, in
Bienwald/Sonnenfeld/Hoffmann, Betreuungs-
recht, 4. Aufl. 2005, § 1906 BGB Rn. 101, 140;
Knittel (Fn. 11), § 1906 BGB Rn. 22c, 22d;
Heitmann, in: Anwaltskommentar, 2005,
§ 1904 BGB Rn. 11; Dodegge, in: Systemati-
scher Praxiskommentar Betreuungsrecht,
2. Aufl. 2005, G 25; Roth, in: Erman, BGB,
11. Aufl. 2004, § 1904 BGB Rn. 29; M�nch-
Komm/Schwab (Fn. 11), § 1904 BGB Rn. 18 f.;
Zimmermann, in: Soergel, BGB, 13. Aufl.
2000, § 1906 BGB Rn. 50; Rink, in: HK-BUR,
Stand 12/2004, § 1906 BGB Rn. 23.

23 BVerfG BtPrax 1998, 144 (145); BVerfGE 58,
208 (224 ff.).

24 KG KGR Berlin 2005, 621; OLG Schleswig
FGPrax 2005, 136; BayObLG FamRZ 2002,
908 (909).

25 OLG Schleswig BtPrax 2005, 196.

26 OLG Jena FGPrax 2006, 43.

27 OLG Celle, Beschluss v. 21.12.2005 (Fn. 1)
unter II.2. der Gr�nde; OLG Celle BtPrax
2005, 235 – obiter dictum; zustimmend
Marschner R&P 2005, 197; Roßbruch PflR
2006, 39.

28 OLG Celle BtPrax 2005, 235 f. – obiter
dictum; OLG Celle, Beschluss v. 21.12.2005
(Fn. 1).

29 OLG Celle, Beschluss v. 21.12.2005 (Fn. 1)
unter II.2. der Gr�nde.

30 M�nchKomm/Schwab (Fn. 11), § 1896 BGB
Rn. 64 f., § 1904 BGB Rn. 18 f.; Lipp JZ 2001,
825 ff.



Behandlung und ist nur unter dieser
Voraussetzung zul�ssig. Da sich der
Widerstand des Betreuten i. d. R. sowohl
gegen die Unterbringung als auch gegen
die Behandlung richtet, liefe die Vor-
schrift praktisch leer, wenn der Unterge-
brachte nicht zwangsweise behandelt
werden kçnnte.31 § 1906 Abs. 1 Nr. 2
BGB muss so gesehen daher auch die
Zwangsbehandlung mit umfassen.32

Diese Auffassung liegt auch dem Be-
schluss des BGH zur ambulanten
Zwangsbehandlung33 und den Entschei-
dungen des BVerfG zur Verfassungs-
m�ßigkeit der f�rsorgerischen Unter-
bringung34 zu Grunde.

Der Vorlagebeschluss und die eben
skizzierte Gegenposition gehen dabei
�bereinstimmend davon aus, dass
§ 1906 BGB eine gesetzliche Erm�chti-
gung f�r einen Eingriff in die Freiheit des
Betreuten darstellt. Diese Vorstellung ist
jedoch unzutreffend.35 § 1906 BGB
enth�lt keine Erm�chtigung des VormG
oder des Betreuers, sondern unterwirft
die Anordnung des Betreuers der Ge-
nehmigung des VormG und stellt mate-
rielle Vorgaben f�r diese Entscheidung
auf. Grundlage der Unterbringung ist
die Anordnung des Betreuers, nicht die
Entscheidung des VormG.36 § 1906 BGB
ist daher keine Erm�chtigungsgrundlage
f�r den Betreuer. Die vormundschafts-
gerichtliche Genehmigung schr�nkt die
Rechtsmacht des Betreuers und nicht die
Freiheit des Betreuten ein. Diese wird
vielmehr durch die pr�ventive gericht-
liche Kontrolle des Betreuers37 gerade
gesichert. Das hat der BGH in seinen
Entscheidungen zur Einstellung lebens-
erhaltender Maßnahmen zutreffend be-
tont.38 F�r die Genehmigung nach
§ 1906 BGB gilt nichts anderes.

Befugnisse des Betreuers

Damit gewinnt die dem Vor-
lagebeschluss zugrunde liegende An-
sicht entscheidende Bedeutung, dass f�r
das Handeln des Betreuers selbst eine
Erm�chtigungsgrundlage erforderlich
sei. Sie soll nach Auffassung des OLG
Celle fehlen, auch wenn der Aufgaben-
kreis des Betreuers die Gesundheits-
sorge und Entscheidung �ber die Unter-
bringung umfasst. Trifft dieser Ansatz
zu, enth�lt das Betreuungsrecht keine
Erm�chtigungsgrundlage f�r Zwang ge-
gen�ber dem Betreuten.39 § 1906 BGB
begr�ndet, wie eben dargelegt, nur ein
Genehmigungserfordernis. § 70g Abs. 5
FGG betrifft die Gewaltanwendung
durch Betreuungsbehçrde oder Polizei,
und § 33 Abs. 2 FGG regelt die Vollstre-
ckung einer gerichtlichen Verf�gung.
Konsequenterweise w�ren dann nicht
nur die Zwangsbehandlung unzul�ssig,
sondern auch die bislang allgemein
akzeptierte Aufenthaltsbestimmung und
die hierauf beruhende Unterbringung.40

Betreuung und Grundgesetz

Die Argumentation des Vorlagebeschlus-
ses beruht auf der Annahme, der Be-
treuer sei ein Organ staatlicher Gewalt
und seine Maßnahmen gegen den Willen
des Betreuten stellten staatliche Ein-
griffe in dessen Freiheit dar, die einer
ausdr�cklichen gesetzlichen Erm�chti-
gung bed�rften. Gegen�ber einer solchen
çffentlich-rechtlichen Sicht ist zu beto-
nen, dass der Betreuer eine private
F�rsorgeperson ist, der zwar staatlicher
Kontrolle unterliegt, aber ebenso wie
Vormund oder Eltern keine Staatsgewalt
aus�bt.41 Die Betreuung als privatrecht-
lich organisierte Rechtsf�rsorge ver-
wirklicht die mit der Menschenw�rde
garantierte Selbstbestimmung des Einzel-
nen, soweit er in seiner Eigenverantwort-
lichkeit tats�chlich eingeschr�nkt ist und
sich dadurch zu sch�digen droht. Sie ist
durch Art. 1 Abs. 1 GG und Art. 3 Abs. 1
GG verfassungsrechtlich gew�hrleistet.42

Soweit sie die Selbstbestimmung des in
seiner Eigenverantwortlichkeit be-
schr�nkten Betreuten verwirklicht, ist
sie kein aktueller Eingriff in dessen
Freiheit. Zwar ber�hrt jeder staatliche
Zwang den Schutzbereich des Freiheits-
grundrechts. Ein Eingriff in diese Freiheit
liegt darin jedoch nur, wenn die eigen-
verantwortliche Entscheidung des Grund-
rechtsinhabersmissachtet wird. Denn der
grundrechtliche Schutz der Freiheit setzt
die tats�chliche Selbstbestimmungsf�hig-
keit des Grundrechtsinhabers voraus.43

Anders als eine staatliche Behçrde
braucht der Betreuer daher keine spe-
zielle gesetzliche Erm�chtigung. Seine
Kompetenzen beruhen auf seiner Bestel-
lung und der Zuweisung seines Auf-
gabenkreises durch das VormG einer-
seits und auf § 1901 Abs. 2 und 3 BGB
andererseits, die ihn verpflichten und
berechtigen, seine Befugnisse zum Wohl
des Betreuten auszu�ben.44

Hiergegen wird meist die Entscheidung
des BVerfG vom 10.2.196045 ins Feld
gef�hrt, aus der sich der çffentlich-recht-
liche Charakter der Betreuung und das
Erfordernis einer Erm�chtigungsgrund-
lage f�r den Betreuer ergeben sollen.46

Bereits die Lekt�re der Entscheidung
zeigt, dass dies unzutreffend ist.47 Das
BVerfG akzeptierte die Befugnis des
Vormunds zur Unterbringung, die sich
damals aus seiner allgemeinen Per-
sonensorge ergab, und �ußerte sich
allein zur Frage, ob die verfahrensrecht-
liche Garantie des Art. 104 Abs. 2 GG
auch diesen Fall erfasse. Das bejahte es
und wies daf�r sowohl auf den Eingriffs-
charakter der Unterbringung als auch
auf die objektive Wertentscheidung des
Art. 104 Abs. 2 GG hin.48 Es ließ damit
den verfassungsrechtlichen Grund f�r die
Geltung des Art. 104 Abs. 2 GG letztlich
offen.49 Im �brigen ber�cksichtigt der
Einwand weder die neuere Rechtspre-

chung des BVerfG50 noch die heutige
verfassungsrechtliche Diskussion.51

Auch wenn die einzelnen Maßnahmen
des Betreuers somit nicht per se Grund-
rechtseingriffe darstellen und daher
keiner speziellen Erm�chtigungsgrund-
lage bed�rfen, bleibt die Frage nach dem
Schutz der Grundrechte des Betreuten
bestehen. Der zivilrechtlichen F�rsorge
durch die Betreuung wohnt stets die
Gefahr inne, dass sie �ber das im
Einzelfall notwendige Maß hinausgeht
und damit zum Eingriff wird. Sie stellt
deshalb eine Grundrechtsgef�hrdung
dar, gegen die das Gesetz Vorkehrungen
zu treffen hat. In der pr�ventiven
Sicherung der Freiheit des Betreuten
liegt denn auch der Grund f�r den
Richtervorbehalt des Art. 104 Abs. 2
GG, der durch § 1906 BGB konkretisiert
wird.52 § 1906 BGB ist daher Auspr�-
gung des vorbeugenden Schutzes ge-
gen einen irreversiblen Grundrechts-
eingriff.53 Die Vorschrift begr�ndet die
Befugnisse des Betreuers nicht, sondern
begrenzt sie zum Schutz der Grund-
rechte des Betreuten.
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31 Heitmann jurisPraxisReport 25/2005 Anm. 5
(D.2.).

32 OLG Jena FGPrax 2006, 43.

33 Oben im Text bei Fn. 14.

34 BVerfG BtPrax 1998, 144 (145); vgl. auch
BVerfGE 58, 208 (224 ff.); 63, 340 (342);
BayVerfGHE 41, 151 (157 ff.).

35 Dazu ausf�hrlich Lipp JZ 2001, 825 f.

36 M�nchKomm/Schwab (Fn. 11), § 1906 BGB
Rn. 6.

37 Vgl. Gernhuber/Coester-Waltjen, Familien-
recht, 4. Aufl. 1994, S. 756, und schonMotive
zum BGB Bd. IV, S. 1028, 1085, 1135.

38 BGHZ 154, 205 = BtPrax 2003, 123 m. Anm.
Lipp BtPrax 2004, 18; BGH BtPrax 2005,
190.

39 Lipp JZ 2001, 825 (827); Tietze (Fn. 15),
S. 26 ff.

40 Vgl. Marschner R&P 2005, 47 (50 f.).

41 M�nchKomm/Schwab (Fn. 11), § 1896 BGB
Rn. 65.

42 Lipp BtPrax 2005, 6 (6 f.); Gernhuber/Coes-
ter-Waltjen (Fn. 39), S. 60 ff.; zur verfas-
sungsrechtlichen Dimension ausf�hrlich
Lipp, Freiheit und F�rsorge. Der Mensch als
Rechtsperson, 2000, S. 118 ff.

43 BVerfG FamRZ 1999, 985 (987); BVerfG
BtPrax 1998, 144; BVerfGE 58, 208 (225).

44 Lipp JZ 2001, 825 (828); M�nchKomm/
Schwab (Fn. 11), § 1896 BGB Rn. 64 f.;
�hnlich auch Erman/Holzhauer (Fn. 22),
§ 1901 BGB Rn. 13 ff.

45 BVerfGE 10, 302 (323 ff.).

46 Vgl. nur Marschner R&P 2005, 47 (48).

47 Tietze (Fn. 15), S. 70 f.

48 BVerfGE 10, 302 (322 f., 326 f.).

49 Schwabe AçR 100 (1975), 442 (456 f.);
Windel BtPrax 1999, 46 (48); Tietze (Fn.
15), S. 70 f.

50 BVerfG FamRZ 1999, 985 (987); BVerfG
BtPrax 1998, 144.

51 Dazu Lipp, Freiheit (Fn. 42), S. 129 ff., insbes.
zu den Grundrechtsvoraussetzungen (S. 130)
und Grundrechtsgef�hrdungen (S. 133).

52 Zur Funktion der Genehmigung oben bei Fn.
35.

53 Ausf�hrlich Lipp, Freiheit (Fn. 42), S. 132 ff.



Der Kontext: „Gewalt in der
Psychiatrie“
Die Kritiker der station�ren Zwangs-
behandlung pl�dieren daf�r, die psychi-
atrisch fragw�rdige Zwangsbehand-
lung auf die Krisenintervention zu be-
schr�nken. Dazu soll die f�rsorgerische
Unterbringung insgesamt der Kom-
petenz des Betreuers entzogen und dem
çffentlich-rechtlichen Unterbrin-
gungsrecht unterstellt werden.54

Die psychiatrische Fachdiskussion kann
freilich nicht durch das Gesetz beant-
wortet werden. Allerdings ist eine
Zwangsbehandlung eines psychisch
Kranken nur dann rechtm�ßig, wenn
sie im konkreten Fall �rztlich indiziert
ist. Nur dann darf ihr der Betreuer
zustimmen. Auch das VormG darf die
Unterbringung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 2
BGB nur unter dieser Voraussetzung
genehmigen. Die psychiatrische Diskus-
sion um die Legitimit�t einer Zwangs-
behandlung bestimmt auf diese Weise
ihre rechtliche Zul�ssigkeit. F�r das
çffentlich-rechtliche Unterbringungs-
recht gilt jedoch dasselbe. In dieser
Hinsicht sind daher zivilrechtliche und
çffentlich-rechtliche station�re Zwangs-
behandlung gleichwertig.

Rechtlich gesehen ist dagegen die statio-
n�re Zwangsbehandlung auf betreuungs-
rechtlicher Grundlage vorzugsw�rdig. Der
Betreuer hat n�mlich gerade auch die
Aufgabe, die Rechte des Betreuten ge-
gen�ber der psychiatrischen Einrich-

tung wahrzunehmen. Der behandelnde
Arzt kann deshalb nicht alleine �ber die
Zwangsbehandlung des einwilligungs-
unf�higen Patienten entscheiden, sondern
muss dazu die Einwilligung des Betreuers
einholen55 und diesen �ber Diagnose und
Behandlung aufkl�ren. Der Betreuer kann
dabei die gestellte Indikation zur Zwangs-
behandlung kritisch hinterfragen. Er
sch�tzt die Grundrechte des Betroffenen
gegen�ber der Institution gerade bei einer
station�ren Zwangsbehandlung effektiver
als das çffentliche Unterbringungsrecht,
wo das Gericht nur punktuell mit Ent-
scheidungen �ber freiheitsentziehende
Maßnahmen befasst wird.56

Ergebnis: Unterbringung und
Zwangsbehandlung

Der Gesetzgeber hat das Verfassungs-
gebot der Art. 1 Abs. 1 und 3 Abs. 1 GG
mit der Betreuung als privatrechtlich
organisierter Rechtsf�rsorge unter staat-
licher Kontrolle in verfassungskonfor-
mer Weise umgesetzt. Die station�re
Zwangsbehandlung ist danach unter
folgenden Voraussetzungen mçglich:

Die rechtliche Kompetenz des Betreu-
ers f�r eine Unterbringung des Betreu-
ten zum Zweck der Zwangsbehandlung
und zur Zwangsbehandlung selbst ergibt
sich aus der Zuweisung eines entspre-
chenden Aufgabenkreises durch das
VormG in Verbindung mit § 1901
Abs. 2 und 3 BGB. Der Aufgabenkreis
muss sowohl die Behandlung als auch

die Regelung der Fortbewegungsfreiheit
umfassen.57 Neben der Gesundheits-
sorge ist daher die Befugnis zur Aufent-
haltsbestimmung erforderlich.58

Der Betreuer bedarf f�r die Unterbrin-
gung zur Zwangsbehandlung der Ge-
nehmigung nach § 1906 Abs. 1 Nr. 2
BGB. Der Widerstand des Betreuten
richtet sich in aller Regel gegen die
Unterbringung und die Behandlung.
Deshalb muss die Genehmigung im
Hinblick auf eine bestimmte (Zwangs-)
Behandlung erteilt werden und sie nach
Art, Dauer und Inhalt festlegen.59

Die Gesundheitssorge berechtigt den
Betreuer nach § 1901 Abs. 3 S. 1 BGB,
anstelle des einwilligungsunf�higen Be-
treuten auch gegen dessen Widerspruch
in die station�re (Zwangs-) Behandlung
einzuwilligen.60 Notwendigkeit und Zu-
l�ssigkeit einer solchen Behandlung sind
bereits bei der Genehmigung nach
§ 1906 Abs. 1 Nr. 2 BGB gepr�ft worden.
Der Betreuer bençtigt daher i. d. R. keine
weitere Genehmigung f�r die Behand-
lung.61 Soweit dem Betreuten jedoch
dadurch erhebliche gesundheitliche Ge-
fahren drohen, muss eine Genehmigung
nach § 1904 BGB eingeholt werden.62

Entsprechendes gilt, wenn zur Durch-
f�hrung der Behandlung Maßnahmen
eingesetzt werden, die (wie z. B. regel-
m�ßige Fixierungen) eine zus�tzliche
Freiheitsentziehung darstellen und
nach § 1906 Abs. 4 BGB genehmigungs-
bed�rftig sind.63 F

Horst Deinert, Dipl.-Sozialarbeiter/-Verwaltungswirt

Betreuungszahlen 2004
Zahl der Menschen, die rechtlich gem�ß § 1896 B�rgerliches Gesetz-

buch (BGB) betreut wurden, ist auch 2004 angestiegen

Am 31. Dezember 2004 wurden in der Bundesrepublik Deutschland
1.157.819 Menschen rechtlich betreut. Dies waren 14,03 Personen auf
1.000 Einwohner. Gegen�ber den Zahlen aus 2003 sind dies 57.193
Betreute mehr als im Vorjahr. Die Steigerungsrate bei den Betreuungs-
zahlen ist indes auch weiterhin r�ckl�ufig. W�hrend in den Jahren 1995 bis
1999 die Steigerung durchschnittlich bei 9,32 Prozent lag, sank sie in den
Folgejahren deutlich

Es gibt weiterhin deutliche Unterschiede
in den einzelnen Bundesl�ndern: W�h-
rend in Baden-W�rttemberg die Zahl der
Betreuungen je 1.000 Einwohner bei
8,37 liegt und damit wie bisher den
niedrigsten Wert erreicht – mit weiterem
Abstand auf Platz 2 und 3: Bremen mit

12,34, Hamburg mit 12,84 – sind die
Betreuungszahlen im Saarland mit 19,5
gefolgt von Berlin mit 17,3 und Meck-
lenburg-Vorpommern mit 17,13 Prozent
am hçchsten.
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54 Insbes. Marschner R&P 2005, 47 (49, 50 f.)
m.w.N.

55 M�nchKomm/Schwab (Fn. 11), § 1906 BGB
Rn. 24; Bienwald/Hoffmann (Fn. 22), § 1906
BGB Rn. 99 f.

56 Vgl. z. B. § 17 Nds. PsychKG (Freiheits-
entziehung) und § 21 Abs. 3 Nds. PsychKG
(Zwangsbehandlung).

57 Vgl. Marschner R&P 2005, 47 (50); Tietze
(Fn. 15), S. 97 ff.

58 Knittel (Fn. 11), § 1906 BGB Rn. 2; M�nch-
Komm/Schwab (Fn. 11), § 1906 BGB Rn. 6.

59 OLG D�sseldorf BtPrax 1995, 29; Bienwald/
Hoffmann (Fn. 22), § 1906 BGB Rn. 149;
Knittel (Fn. 11), § 1906 BGB Rn. 20b.

60 Dazu Lipp, Freiheit (Fn. 42), S. 155 ff., 166 f.

61 OLG Jena FGPrax 2006, 43; Palandt/Diede-
richsen (Fn. 22), § 1906 BGB Rn. 10.

62 Erman/Roth (Fn. 22), § 1906 BGB Rn. 22;
Locher FamRB 2006, 17 (18).

63 OLG M�nchen FGPrax 2005, 394; BayObLG
FamRZ 1994, 721; OLG D�sseldorf FamRZ
1995, 118; Erman/Roth (Fn. 22), § 1906 BGB
Rn. 23; Knittel (Fn. 11), § 1906 BGB Rn. 22c,
22d.


